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Einkommensrunde öffentlicher Dienst 2014:  
Kein Angebot der Arbeitgeber – Zehntausende Beschäftigte im Warnstreik 
 
(dbb) Am 13 März 2014 haben in Potsdam die Verhandlungen für die Einkommensrunde 
2014 von Bund und Kommunen begonnen. Die Weigerung der Arbeitgeber ein verhand-

lungsfähiges Angebot vorzulegen, kritisierte der dbb-Verhandlungsführer Willi Russ 
scharf: „Das wäre nun wirklich das Mindeste gewesen. Inhaltlich liegen unsere Positionen 

zudem immer noch meilenweit auseinander.“ Die Unzufriedenheit der Beschäftigten soll-

ten die Arbeitgeber in den folgenden Tagen deutlich zu spüren bekommen: Zehntausende 
traten in der ganzen Bundesrepublik in den Warnstreik. 

 
In vielen Bundesländern wie Mecklenburg-
Vorpommern (Rostock), Hessen (Fulda), Nie-

dersachsen (Peine, Salzgitter), Nordrhein-

Westfalen (Bonn), Bayern (München), Rhein-
land-Pfalz (Koblenz), Schleswig-Holstein 

(Flensburg), Baden-Württemberg (Stuttgart) 
und Thüringen (Weimar) kam es jeweils zu 

zentralen Demonstrationen und Kundgebun-
gen. Zahlreiche Redner der dbb Landesbünde 

und Fachgewerkschaften sowie Mitglieder der 

dbb-Verhandlungskommission kritisierten die 
Blockadehaltung der Arbeitgeber als „völlig 

überflüssiges Ritual“. Auch den Verweis auf die 
leeren Kassen könnten die Beschäftigten nicht 

mehr hören. Dies sei „jedes Mal das Tot-

schlagargument“. Nur weil es „gebetsmühlen-
artig wiederholt“ werde, sei es aber noch lange 

nicht wahr. Diejenigen vom wirtschaftlichen 
Aufschwung abzukoppeln, die mit ihrer Arbeit 

dazu beitragen, dass dieses Land so gut da-

stehe, sei vielmehr „schlichtweg nicht fair“. 
 

Auch dbb-Verhandlungsführer Willi Russ kriti-
sierte die Argumente der Arbeitgeber, wie 

etwa in Peine: „Für alle ist Geld da: Die Ban-
ken werden mit Steuermilliarden gerettet, die 

Industrie wird mit Steuermilliarden entlastet. 

Nur die einfachen Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes sollen als Melkkühe der Nation 

herhalten. Das machen wir nicht mit.“ Auch in 
Salzgitter verteidigte er die Position der Ge-

werkschaften: „Unsere Forderungen nach 100 

Euro plus 3,5 Prozent mehr Einkommen sind 
nicht aus der Luft gegriffen. Sie orientieren 

sich an den wirtschaftlichen Rahmendaten und 
sind allen Behauptungen der Arbeitgeber zum 

Trotz auch für die Kommunen tragbar.“ Kon-
kurrenzfähige Einkommen seien eine Investiti-

on in die Zukunft des öffentlichen Dienstes, 

der bereits heute in vielen Bereichen unter 
Nachwuchs- und Fachkräftemangel leide. „Nur 

mit Einkommen, die mit denen der Wirtschaft 
vergleichbar sind, werden wir künftig junge 

Menschen und ausgebildete Fachleute für den 
öffentlichen Dienst begeistern können.“ Zu-

dem, so erläuterte Russ in Flensburg, entwi-

ckeln sich dieses Jahr Wirtschaft und Steuer-
einnahmen positiv: „Der Export boomt, die 

Steuereinnahmen sprudeln wie nie. In diesem 
Jahr wird ein Rekordhoch von über 640 Milliar-

den Euro erwartet. Das bedeutet einen Anstieg 

von 3,2 Prozent. Jetzt muss endlich mehr für 
die Binnenkonjunktur getan werden.“ 

 
Russ kündigte außerdem eine deutlich „schär-

feren Gangart“ der Gewerkschaften an, sollten 

die Arbeitgeber bei der bis Freitag in Potsdam 
geplanten zweiten Verhandlungsrunde keinen 

Einigungswillen zeigen. „Die Zwischenbilanz 
nach vier Streiktagen ist eindeutig: Die Be-

schäftigten stehen entschlossen hinter den 
Forderungen. Sie wollen ein Angebot und Er-

gebnisse“, sagte Russ der Nachrichtenagentur 

dpa. 
 

Ausführliche Berichte und Bilder zu den Aktio-
nen stehen auf der Internetseite-Sonderseite 

zur Einkommensrunde unter: 

http://www.dbb.de/themen/einkommensrunde
-2014/ 

(01/11/14) 

 
 

 

20. Europäischer Abend 
Europawahl: Spitzenpolitiker diskutieren die Zukunft der EU 
 
(dbb) 69 Tage vor der Europawahl in Deutschland trafen beim 20. Europäischen Abend 
von dbb, Europa-Union Deutschland und dem Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-

http://www.dbb.de/themen/einkommensrunde-2014/
http://www.dbb.de/themen/einkommensrunde-2014/
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gement am 17. März 2014 im dbb forum berlin Spitzenvertreter von CDU, SPD, Grünen, 
FDP und der Partei die Linke aufeinander. Angeregt durch Impulsvorträge des Vize-

Präsidenten des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI), Hans-Peter Keitel, und 
des Gründers des europäischen Nachrichtenportals euractiv.com, Christophe Leclercq, 

diskutierten sie über aktuelle Fragen der europäischen Politik, wie etwa das transatlanti-

sche Freihandelsabkommen (TTIP), und über die Zukunft der Europäischen Union als In-
stitution. 

 
BDI-Vize Keitel stellte fest, dass die Brüsseler 
Politik längst im Alltag der Menschen ange-

kommen sei und trotzdem oft als „weit weg“ 

empfunden werde. Dagegen zeige die aktuelle 
Situation in der Ukraine, welche Strahlkraft die 

EU immer noch auf Außenstehende ausübe. 
euractiv.com-Gründer Leclercq wünschte sich 

mehr Transparenz, um die Bürgerbeteiligung in 
der EU auszubauen. Modernere Politikprozesse 

könnten etwa durch die „stärkere Verknüpfung 

von neuen Medien mit traditionellen Systemen“ 
erreicht werden. 

 
In der von Harald Asel (rbb Inforadio) mode-

rierten Diskussion wurden die Gäste zunächst 

nach ihren Vorstellungen und ihrem Motto für 
die Zukunft der Europäischen Union gefragt.  

 
David McAllister, Spitzenkandidat der CDU bei 

der Europawahl, zeigte sich überzeugt, das 

„Europa vor einer Richtungsentscheidung“ 
stehe. Grundsätzlich sei bei wichtigen Themen 

wie der Außenpolitik zwar mehr europäische 
Gemeinsamkeit wünschenswert, die Subsidiari-

tät – kurz gesagt: der Vorrang der Problemlö-
sungen auf der am besten geeigneten Ebene – 

sei jedoch zu achten. 

 
Birgit Sippel von der SPD machte deutlich, 

dass es für sie und ihre Partei wichtig sei, dass 
Europa wieder mehr als „Wertegemeinschaft 

und nicht nur als Wirtschaftsraum“ begriffen 

werde. Grundsätzlich seien nahezu alle The-
men auch europäische Themen. Es sei lediglich 

fraglich, wie detailliert bestimmte Fragen auf 
EU-Ebene geregelt werden müssten. 

 
Eine thematische Beschränkung der EU sieht 

auch Ska Keller, Spitzenkandidatin der Grünen, 

als nicht notwendig an. Viel wichtiger sei im 
Hinblick auf die Europawahl, dass tatsächlich 

über konkrete Themen und nicht über Europa 
als abstraktes Gebilde gesprochen werde. Auch 

in diesem Sinne sei daher ihr Motto für Euro-

pa: „Grenzen überwinden, auch in den Köp-
fen“. 

 
Alexander Graf Lambsdorff, Spitzenkandidat 

der FDP, möchte Europa den Bürgern als „Kon-

tinent der Chancen“ ins Bewusstsein bringen. 
Um dem gerecht zu werden, müssten aber die 

internen Strukturen der EU überdacht werden. 

Beispielsweise sei ein „Europa der zwei Ge-
schwindigkeiten“ denkbar, in dem etwa die 

Länder Euro-Zone eine schnellere und engere 
Integration untereinander vorantreiben als die 

übrigen Länder. 
 

Gabriele Zimmer, Spitzenkandidatin der Partei 

Die Linke, bemängelte, dass es derzeit ein 
„Europa der Ungleichheit“ gebe, in dem es für 

viele Menschen um das (wirtschaftliche) Über-
leben ginge. Sie forderte daher mehr Solidari-

tät innerhalb der EU: „Es geht nicht um Macht, 

es geht um Verantwortung füreinander“. 
 

Umstritten zwischen den Abgeordneten war 
auch das geplante Freihandelsabkommen mit 

den USA (TTIP) und die europäische Energie-

politik. Für Ska Keller ist klar: „Handel ja, aber 
fair.“ Die derzeitigen Verhandlungen über das 

Abkommen seien allerdings so intransparent, 
dass eben diese Fairness kaum überprüfbar 

wäre. Hier sei ein gänzlich neues Verfahren 
sinnvoll. Mehr Transparenz wünschte sich auch 

Gabriele Zimmer. Europäische Standards in 

den Bereich Datenschutz, Soziales und Ge-
sundheit müssten unbedingt erhalten bleiben. 

Birgit Sippel („Es geht um das Wie, nicht um 
das Ob“) und David McAllister („Ich sehe 

Chancen, aber auch offene Fragen“) befürwor-

ten das Abkommen ebenfalls grundsätzlich, 
mahnten aber nach Abschluss der Verhandlun-

gen insbesondere ausreichend Zeit zur Prüfung 
für durch Parlament an. Offensiv warb Graf 

Lambsdorff für TTIP. Es bringe neue Jobs, was 
insbesondere vor dem Hintergrund der hohen 

Jugendarbeitslosigkeit von großer Bedeutung 

sei. Allerdings sieht auch er die Notwendigkeit, 
„ergänzende Vereinbarungen über Verbrau-

cher- und Datenschutz“ zu treffen. 
 

Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt, 

dem als Gastgeber im dbb forum das Schluss-
wort zustand, versprach den EU-Politikern, 

dass der dbb und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten in den kommenden Wochen intensiv für 

die Europawahl werben würden. „Die EU ist die 
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Grundlage für ein friedliches Miteinander und 
sie bringt Freiheit“, so der dbb-Chef. Diese 

Freiheit könne schnell verloren gehen. „Wer 

sich nicht dafür einsetzt, etwa mit der Stimm-
abgabe bei der Wahl, der schwächt sie“. 

(02/11/14) 

 

 

Lehrerbildung verbessern: 
dbb Lehrergewerkschaften im Gespräch mit dem KMK-Präsidium 
 
(dbb) Eine verbesserte Lehrerbildung ist ein gemeinsames Ziel von dbb Lehrergewerk-

schaften und Kultusministerkonferenz (KMK). Bei ihrem Jahresgespräch am 13. März 

2014 in Berlin waren sich beide Seiten einig, dass nur gut ausgebildete Lehrerinnen und 
Lehrer den Bildungsaufgaben der Zukunft gerecht werden können.  

 
Das KMK-Präsidium unter Leitung von Präsi-
dentin Sylvia Löhrmann traf auf die dbb Dele-

gation, in der VBE (Verband Bildung und Erzie-

hung), DPhV (Deutscher Philologenverband), 
VDR (Verband Deutscher Realschullehrer), 

BLBS (Bundesverband der Lehrerinnen und 
Lehrer an berufsbildenden Schulen), VLW 

(Bundesverband der Lehrerinnen und Lehrer 
an Wirtschaftsschulen) und KEG (Katholische 

Erziehergemeinschaft Deutschlands) vertreten 

waren. 
 

In dem intensiven Meinungsaustausch ging es 
unter anderem um Themen wie die (Nicht-) 

Übernahme ausgebildeter Referendarinnen 

und Referendare in den Schuldienst des aus-
bildenden Landes, die Bedenken der Lehrer-

verbände angesichts der Verkürzung des Refe-
rendariats in fast allen Ländern und Lehräm-

tern und die Anrechnung von 

Referendariatsleistungen auf den Masterab-
schluss in den Lehrämtern. 

 

Zum Sachstand der Inklusion verdeutlichten 
die dbb Lehrergewerkschaften, dass inklusiver 

Unterricht nur funktionieren kann, wenn die 
Länder die dafür erforderlichen personellen 

und sachlichen Ressourcen zur Verfügung stel-
len. Für die dbb Verbände ist klar, dass Inklu-

sion im Schulsystem nur vom Kind aus gedacht 

erfolgreich sein kann. 
 

Angesichts der drängenden Zukunftsaufgaben 
diskutierten beide Seiten zudem die notwendi-

ge Aktualisierung der gemeinsamen Erklärung 

der KMK und der Bildungs- und Lehrergewerk-
schaften zu den „Aufgaben von Lehrerinnen 

und Lehrern heute“ aus dem Jahr 2000. 
(03/11/14) 

 

 

Equal Pay Day 2014: dbb bundesfrauenvertretung startet Aufruf gegen  
Entgeltdiskriminierung 
 
(dbb) „Der Gender Pay Gap in Deutschland hält sich hartnäckig. Seit Jahren stagniert der 

Verdienstunterschied von Männern und Frauen hierzulande bei 22 Prozent. Auch im öf-

fentlichen Dienst scheren die Verdienste von Männern und Frauen um acht Prozent ausei-
nander. Vor allem in Bereichen, in denen mehr Frauen als Männer arbeiten, etwa in Erzie-

hungs- und Betreuungseinrichtungen, finden sich Lohndifferenzen von bis zu 21 Prozent. 
Wir Frauen im öffentlichen Dienst dürfen die Entgeltdiskriminierung nicht länger hinneh-

men“, sagte Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung am 13. März 

2014. Sie rief die weiblichen Beschäftigten im öffentlichen Dienst dazu auf, sich bundes-
weit an den Aktionen zum Equal Pay Day am 21. März zu beteiligen und ihr Recht auf 

gleiche Einkommenschancen einzufordern. 

 
Die Ursachen für geschlechterbedingte Ver-

dienstunterschiede sieht Helene Wildfeuer vor 
allem in den an männlichen Lebensverläufen 

ausgerichteten Erwerbsstrukturen begründet. 

„Familienbedingte Erwerbsunterbrechungen, 
schlechte Beförderungschancen von Teilzeitbe-

schäftigten und der bemerkenswert geringe 

Anteil an weiblichem Führungspersonal lassen 
deshalb auch dort Entgeltungerechtigkeiten 

entstehen, wo Tarif- und Besoldungssystem für 

angeblich gleiche Verdienststrukturen sorgen 
sollen. Das widerspricht dem verfassungsmä-
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ßigen Gleichheitsgrundsatz, auf dem Tarif- und 
Dienstrecht beruhen“, machte Helene Wild-

feuer deutlich. 
(04/11/14) 

 

 

2. Bundekongress Gendergesundheit 
Wildfeuer: „Gender Budgeting für ein gesundes Gesundheitswesen“ 
 
(dbb) Ein geschlechtergerechtes Gesundheitsmanagement im öffentlichen Gesundheits-
wesen erfordert nach Auffassung der dbb bundesfrauenvertretung eine Prüfung des 

Gesundheitsetats nach Genderaspekten. „Langfristige Veränderungen können nur mit 

Gender Budgeting erreicht werden. Dazu muss sich die Gesundheitspolitik unbedingt mit 
geschlechtersensiblem Haushaltsmanagement auseinandersetzen“, sagte die Vorsitzende 

Helene Wildfeuer am 14. März 2014 auf dem 2. Bundeskongress Gendergesundheit in 
Berlin.  

 
In der Debatte mit gesundheitspolitischen 

Sprecherinnen der Bundestagsfraktionen ver-
wies Wildfeuer zudem auf die dramatischen 

Folgen der immer dünner werdenden Perso-
naldecke: „Hohe Stressbelastung führt zu ge-

sundheitlichen Ausfällen bei den Beschäftigten 
und damit zu alarmierend hohen Krankenstän-

den.“ Gesundheitlich belastet seien überwie-

gend Frauen, da diese das Gros der Beschäf-
tigten in den Gesundheits- und Pflegeberufen 

stellten. Der Weg hin zu einer gesünderen 
Arbeitsatmosphäre in Krankenhäusern und 

Pflegeeinrichtungen führe vor allem auch über 

eine bessere Vereinbarkeit von Beruf, Familie 
und Pflege. „Ein wichtiger Punkt sind flexiblere 

Arbeitszeitmodelle auch für den Schichtdienst. 

Darüber hinaus benötigen wir ein bedarfsge-

rechtes Angebot von Servicedienstleistungen, 
das die Organisation von familiärer Pflege er-

leichtert. Das ist kein einfaches Unterfangen, 
aber eines, das angegangen werden muss – 

und zwar auf allen Ebenen“, betonte Wild-
feuer. 

 

Eine klare Absage erteilte Helene Wildfeuer 
dem vom linken Parteispektrum befürwortete 

Konzept der Bürgerversicherung. Eine Kopf-
pauschale für Gesundheitsleistungen sei auch 

unter dem Aspekt der Gleichbehandlung der 

Geschlechter nicht zielführend und im Grund-
satz abzulehnen, so die Vorsitzende. 

(05/11/14) 

 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

dbb Landesvize Ladebeck: Stellenabbau bei der Polizei muss gebremst werden 
 
(dbb) Der stellvertretende Vorsitzende des dbb sachsen-anhalt Wolfgang Ladebeck be-

grüßt die Forderung, den Stellenabbau bei der Polizei im Land zu bremsen. Damit reagier-
te er auf entsprechende Äußerungen des Innenministers von Sachsen-Anhalt, Holger 

Stahlknecht. Ladebeck, der auch Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft 

(DPolG) ist, sieht den Innenminister „auf dem richtigen Weg“. 

 
Nach den derzeitigen Plänen würden nach 

2016 weniger als 6.000 Polizeivollzugsbeamte 
in Sachsen-Anhalt ihren Dienst verrichten. Bis 

2020 sollen laut Personalentwicklungskonzept 
nur noch 4.919 Polizeivollzugsbeamte vorge-

halten werden. „Regierung und Parlament in 

Sachsen-Anhalt planen schlicht verantwor-
tungslos, sie lassen die Menschen in den Städ-

ten und Gemeinden im Stich, kapitulieren vor 
der steigenden Gewalt und sparen die innere 

Sicherheit kaputt. Innenminister Stahlknecht 

ist aufgrund der personellen Situation bei der 

Polizei gezwungen, Veränderungen in der Or-
ganisation der Polizei vorzunehmen, sonst 

leidet die Handlungsfähigkeit“, sagte Ladebeck. 
Langfristig gefährde die derzeitige Organisati-

on die innere Sicherheit im Land. 

 
Finanzminister Jens Bullerjahn (SPD) müsse 

mit dem Sparkurs im gesamten öffentlichen 
Dienst aufhören, sonst kollabiere die Landes-

verwaltung in allen Bereichen und die Leis-
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tungsfähigkeit des Staates werde geschwächt. 
„Das Gerede aus dem Finanzministerium, Per-

sonalstärken müssten reduziert und dem Bun-
desdurchschnitt angepasst werden, gehört ins 

Reich der Fabeln“, so der dbb Landesvize. 

Zwar seien die Einwohnerzahl in Sachsen-

Anhalt seit 1995 um 19 Prozent zurückgegan-
gen ist, bei der Polizei das Personal bis zum 

heutigen Tag aber bereits um 32 Prozent ab-
gebaut worden. 

(06/11/14) 

 

 

Schwitzer: „Ein Streikrecht im Beamtenbereich darf es nicht geben“ 
 
(dbb) Am 19. März 2014 debattierte der Landtag in Schleswig-Holstein über einen Antrag 

der Piraten-Fraktion für ein Streikrecht für bestimmte Beamtinnen und Beamte. Dazu er-

klärte die dbb-Landeschefin Anke Schwitzer: „Ein Streikrecht im Beamtenbereich darf es 
nicht geben und schon gar nicht nur für einige Beamtinnen und Beamte. Das Beamtentum 

lässt sich nicht teilen in Beamte erster und zweiter Klasse. Entweder man ist Beamter 
oder eben nicht – und dies mit allen Rechten und Pflichten!“ 

 
Dass Beamtinnen und Beamte in entsprechen-
den Bereichen für den Staat tätig sind und 

dessen Funktionsfähigkeit 24 Stunden am Tag 

und 365 Tage im Jahr sicherstellen, sei we-
sentlich. Im Bewusstsein dieses Systems hät-

ten die anderen Landtagsfraktionen den Vor-
stoß der Piraten zu Recht abgelehnt und sich 

ausdrücklich zum Berufsbeamtentum und den 

immer wieder vorgetragenen guten Argumen-
ten des dbb bekannt. 

 
„Doch zu den aus dem Beamtenstatus abzulei-

tenden Pflichten gehören eben auch Rechte. 

Unter anderem das auf eine angemessene 
Bezahlung. Und gerade hier wurde in der Ver-

gangenheit viel genommen – ohne, dass sich 

die Beamtenschaft als Garant für Sicherheit 
und Ordnung mit irgendwelchen Mitteln des 

Arbeitskampfes zur Wehr setzen konnte. Ich 
werte die im Landtag geführte Diskussion als 

ehrliches Bekenntnis dazu, dass künftig keine 

weitere Abkoppelung der Beamtenbesoldung 
von den Tarifabschlüssen mehr vorgenommen 

werden darf“, so Schwitzer weiter. 
(07/11/14) 

 
 

dbb saar im Gespräch mit dem neuen Minister für Umwelt und  
Verbraucherschutz 
 
(dbb) Derzeit verhandeln im Saarland Landesregierung und Gewerkschaften das Projekt 
„Zukunftssichere Landesverwaltung“. Am 19. März 2014 führte der dbb saar dazu ein ers-

tes Gespräch mit dem neuen Landesminister für Umwelt und Verbraucherschutz, Reinhold 
Jost. Der dbb-Landesvorsitzende Ewald Linn stellte dabei heraus, dass die im Grundgesetz 

verankerte Schuldenbremse und deren negativen Auswirkungen insbesondere auf den 

Personalhaushalt die zentralen Herausforderungen bis 2020 bleiben. 

 
Dabei seien die im Leitfaden für die Arbeits-

gruppen in den Ressorts „Aufgabenkritik und 
Sparpotenzial“ vorgegebenen Kriterien und 

Arbeitsabläufe insbesondere im Zusammenwir-

ken zwischen Dienststelle und Interessenver-
tretungen weiterhin für die Gewerkschaften 

von entscheidender Bedeutung. Konkret wur-
den verschiedene Problembereiche und Fall-

konstellationen im Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums für Umwelt- und Verbraucher-

schutz angesprochen und mit dem Minister 

erörtert. 
 

Linn machte deutlich, dass die strikte Haus-

haltskonsolidierung, etwas durch einen radika-
len Abbau von Stellen und Sozialleistungen, 

nicht die Handlungsfähigkeit der öffentlichen 

Verwaltung gefährden dürfe. Gemeinsames 
Ziel müsse es sein, die verfassungsmäßig ga-

rantierte Selbstverwaltung und staatliche Da-
seinsvorsorge auch in Zukunft sicher zustellen. 

Eine reine Aufgabenmehrübertragung auf we-
niger Personal wäre der falsche Weg und wür-

de von den Personalräten und Gewerkschaften 

nicht mitgetragen.  
(08/11/14) 
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Telekom-Tarifverhandlungen: DPVKOM fordert deutliche Nachbesserungen 
 
(dbb) Das am 17. März 2014 von der Deutschen Telekom bei der zweiten Runde der Tarif-
verhandlungen in Bonn vorgelegte Entgeltangebot mit einem Gesamtvolumen von drei 

Prozent ist aus Sicht der Kommunikationsgewerkschaft DPV (DPVKOM) völlig unzurei-
chend. Die DPVKOM hat für die dritte Tarifrunde am 31. März deutliche Nachbesserungen 

gefordert. 

 
Dem Arbeitgeberangebot zufolge sollen die 
Entgelte der rund 60.000 Beschäftigten der 

Deutschen Telekom AG, Telekom Deutschland 
GmbH, Deutschen Telekom Technischer Ser-

vice GmbH, Deutschen Telekom Kundenservice 

GmbH und Deutschen Telekom Technik GmbH 
in zwei Stufen steigen, und zwar um 1,6 Pro-

zent rückwirkend zum 1. Februar 2014 und um 
weitere 1,4 Prozent zum 1. Februar 2015. Die 

Laufzeit der neuen Tarifverträge soll 24 Mona-
te betragen. Diese Offerte würdige jedoch in 

keiner Weise die Leistungen der Telekom-

Mitarbeiter, so die DPVKOM. Diese haben im 
vergangenen Jahr durch ihre hervorragende 

Arbeit dazu beigetragen, dass die Deutsche 

Telekom das Geschäftsjahr 2013 mit einem 
Konzernüberschuss von rund 2,8 Milliarden 

Euro abschließen konnte. 
 

Vor diesem Hintergrund sind die Forderungen 

der DPVKOM nach 5,8 Prozent mehr Entgelt, 
einer Mindesterhöhung der Monatsentgelte um 

150 Euro sowie eine Verlängerung des Aus-
schlusses betriebsbedingter Beendigungskün-

digungen und des Ausgründungsschutzes bis 
Ende 2016 gerechtfertigt. Nach dem Willen der 

DPVKOM soll außerdem eine 12-monatige 

Laufzeit der Tarifverträge vereinbart werden. 
(09/11/14) 

 

 

BSBD: Föderalismus treibt im Strafvollzug seltsame Blüten 
 
(dbb) Nach wie vor leidet der Strafvollzug in etlichen Bundesländern unter hohen Überbe-

legungen, andere weisen hingegen freie Kapazitäten auf. Bei der Zusammenarbeit der 

Länder auf dem Gebiet des Strafvollzuges gebe es einen gravierenden Mangel. Darauf hat 
der Bund der Strafvollzugsbediensteten (BSBD) am 19. März 2014 hingewiesen. Bei einer 

effizienteren Nutzung der vorhandenen Kapazitäten und Ressourcen könnten besonders 
die kleineren Bundesländer erhebliche Steuergelder einsparen und trotzdem einen Bei-

trag zur Verbesserung der Inneren Sicherheit leisten. 

 
Sachgerechte Kooperation zwischen den Bun-

desländern sei immer noch der Ausnahmefall. 

Einigermaßen reibungslos verlaufe die Koope-
ration von Hessen und Thüringen sowie von 

Rheinland-Pfalz und dem Saarland. Dies sei 
viel zu wenig. Die unterschiedlichen politischen 

Ausrichtungen der Bundesländer stehen nach 

Einschätzung des BSBD angemessenen Prob-

lemlösungen vielfach im Wege. Der BSBD for-

dert die Politik daher über alle Parteigrenzen 

hinweg auf, endlich umzudenken, um Sicher-
heit und Resozialisierung sowie einen wirt-

schaftlichen Umgangs mit Steuergeldern zu 
garantieren. 

(10/11/14) 

 

 

Eigenthaler: Staat entgehen jährlich bis zu 25 Milliarden Euro 
 
(dbb) Steuerfreie Zulagen für höhere Angestellte verursachen jährlich einen Steuerausfall 

von bis zu 25 Milliarden Euro. Das ergibt eine Abschätzung, die DSTG-Chef Thomas Eigen-
thaler auf Grundlage der amtlichen Statistiken für die WDR-Sendung „die story“ am 17. 

März 2014 erarbeitet hat. So beträgt der Anteil steuerbegünstigter geldwerter Vorteile 

laut dem statistischen Bundesamt etwa 5 Prozent der Bruttolohn-Summe von 1,1 Billio-
nen Euro im Jahr. 
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„Das ist ein gewaltiger Betrag, der natürlich in 
der Staatskasse fehlt", sagte Eigenthaler, der 

zugleich dbb-Vize ist. Zudem kritisierte er, wie 
schlecht durchschaubar die Vielzahl steuerbe-

günstigter Vorteile für die Finanzbeamten sei. 

Überdies frage er sich, ob die Steuerfreiheit 
von Arbeitgeberzulagen für „de luxe-

Kindergärten“ und die Subvention teurer 
Dienstwagen sozialpolitisch gerecht sei. 

(11/11/14) 

 
 

DPolG zu Thüringer Plänen: „Angriff auf Sicherheitsarchitektur" 
 
(dbb) Der DPolG-Bundesvorsitzende Rainer Wendt hat die Pläne der Thüringer Landesre-

gierung zur Änderung des Verfassungsschutzgesetzes am 14. März 2014 scharf verurteilt: 
„Der Verfassungsschutz ist eine zentrale Säule der Inneren Sicherheit. Sein Auftrag ergibt 

sich direkt aus dem Grundgesetz. Es ist richtig und wichtig, aus den schlimmen NSU-

Ereignissen Konsequenzen zu ziehen. Das gilt für alle Sicherheitsbehörden. Was die Thü-
ringer Landesregierung jetzt aber plant, ist ein Angriff auf unsere Sicherheitsarchitektur 

und damit eine Gefährdung der inneren Sicherheit.“ 

 
Nach dem Willen der Landesregierung soll 

zukünftig der Präventionsauftrag des Verfas-
sungsschutzes entfallen. Ebenso soll der Dienst 

nur noch für gewaltbereite Extremisten zu-

ständig sein. Das sieht ein Gesetzentwurf vor, 
den das Thüringer Kabinett beschlossen hat. 

Aufgabe des Verfassungsschutzes sei es, so 

Wendt, Erkenntnisse über extremistische Be-

strebungen weiterzugeben. Gerade die Bürge-
rinnen und Bürger sollten erreicht werden. 

„Das ist eine Zentralfunktion des Dienstes, die 

der Extremismus-Prävention und der Frühwar-
nung dient“, so der DPolG-Chef. 

(12/11/14) 
 

 

VBOB zum Bonn-Berlin-Gesetz: Kurs der Verlässlichkeit erforderlich 
 
(dbb) Zum 20jährigen Bestehen des Berlin-Bonn-Gesetzes verlangt der Verband der Be-
schäftigten der obersten und oberen Bundesbehörden (VBOB) von allen politisch Verant-

wortlichen einen neuen Kurs der Verlässlichkeit und das Ende doppelbödiger Debatten. 
Eine neue Hinwendung zum politischen Geist des Gesetzes von 1994 und der Umzugsent-

scheidung von 1991 sei notwendig. Der VBOB-Bundesvorsitzender Hartwig Schmitt-
Königsberg sagte am 12. März 2014: „Der Eindruck aus den letzten Jahren war ein ande-

rer: Je lauter die Treueschwüre zum Gesetz ertönten, umso mehr Arbeitsplätze wurden 

und werden gesetzeswidrig und geräuschlos von Bonn nach Berlin verlagert.“  

 
Zu den politischen Zielen des Berlin-Bonn-

Beschlusses von 1991 gehöre die faire Arbeits-
teilung zwischen Bundeshauptstadt und Bun-

desstadt sowie die Sicherung der Mehrheit der 

ministeriellen Arbeitsplätze in Bonn, erinnerte 
Schmitt-Königsberg. Dabei sei es um mehr 

gegangen, als um die Stadtentwicklung Bonns. 
Die Entscheidungen aus den 90er Jahren seien 

von der Erkenntnis getragen, dass die Teilung 
Deutschlands nach 1945 bis 1990 zur deut-

schen Geschichte gehöre, die von Bonn und 

von Ost-Berlin aus politisch gestaltet worden 
sei. Auch darum verbiete sich eine einseitig 

pragmatische oder organisatorische Betrach-
tung der Situation. Symptomatisch für die der-

zeitige Situation sei, dass es gewisser Anstren-

gungen bedurfte, um ein Bekenntnis zur fairen 

Arbeitsteilung im aktuellen Koalitionsvertrag zu 
verankern. 

 

Als Vertreter von Beamtinnen, Beamten und 
Tarifbeschäftigten in den Bundesbehörden 

erwarte der VBOB besonders mehr Sensibilität 
im Umgang mit von Versetzungen betroffenem 

Personal. „Bei Einzelmaßnahmen fordern wir 
größtmögliche Sozialverträglichkeit und eine 

stärkere Nutzung der modernen technischen 

Möglichkeiten wie Videokonferenzen, flexible 
Arbeitsformen oder mobiles Arbeiten“, so 

Schmitt-Königsberg. 
(13/11/14) 
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Deutscher Lehrertag 2014: Inklusion braucht gemeinsame Finanzierung von 
Bund, Ländern, Kommunen 
 
(dbb) Erstmals fand der Deutsche Lehrertag im Rahmen der Leipziger Buchmesse statt. 
An der Frühjahrstagung zum Thema „Herausforderung Schüler – Unterricht neu gestalten. 

Konzepte, Methoden, Ziele“ am 13. März 2014 nahmen fast 1.000 Besucherinnen und Be-
sucher aus allen Bundesländern teil. Zur Eröffnung im Congress Center Leipzig kritisierte 

der VBE-Bundesvorsitzende Udo Beckmann, dass auch fünf Jahre nach Inkrafttreten der 

UN-Behindertenrechtskonvention die damaligen Investitionszusagen von Bund und Län-
dern nicht eingelöst worden seien: „Inklusion ist nicht kostenneutral und nicht allein 

durch die Schließung von Förderschulen zu haben. Wir brauchen endlich ein tragfähiges 
gemeinsames Finanzierungskonzept von Bund, Ländern und Kommunen.“  

 
Weiter sagte Beckmann: „Es ist falsch verstan-

dener Föderalismus, angesichts der Herausfor-
derungen, die allein auf den Bereich Schule 

zukommen, den Bund per Kooperationsverbot 
komplett aus der Verantwortung für die Schul-

politik in Deutschland zu nehmen. Wir fordern 
von der Politik: Schluss mit dem Zuständig-

keitsgerangel. Macht aus dem Kooperations-

verbot ein Kooperationsgebot.“  
 

Der VBE-Chef sprach sich für einen transparen-
ten breiten Dialog der politisch Verantwortli-

chen mit allen Betroffenen aus, in dem die 

Sorgen und Nöte der Beteiligten ernst genom-
men werden. Er verwahrte sich gegen „unge-

rechtfertigte Lehrerschelte“ und bekräftigte: 
„Die Arbeit im Team, die Zusammenarbeit mit 

anderen pädagogischen Professionen an der 
Schule, der Zugang der Schule zu Unterstüt-

zungssystemen würden vieles einfacher ma-

chen, wenn es zum normalen Schulalltag da-
zugehören würde. Auch hier liegt der Ball bei 

den Dienstherren.“ 
(14/11/14) 

 

 

Steuergewerkschaft für Reform der strafbefreienden Selbstanzeige 
 
(dbb) Der Bundesvorsitzende der Deutschen Steuergewerkschaft und stellvertretende 

dbb Bundesvorsitzende, Thomas Eigenthaler, hat eine Reform der strafbefreienden 
Selbstanzeige gefordert. „Bei schwerer Steuerhinterziehung sollte die Selbstanzeige in 

Zukunft völlig abgeschafft werden“, sagte Eigenthaler am 14. März 2014 „Handelsblatt-
Online“.  

 
Solche Fälle zeichneten sich durch planvolles 

Vorgehen, durch dubiose Umstände, wie 
Schwarzgeld, Steueroasen oder Briefkastenfir-

men, vor allem aber durch die Schadenhöhe 
aus. Deshalb schlage er vor, die Selbstanzeige 

ab einer Steuerhinterziehung von 50.000 Euro 

abzuschaffen. Dies lasse sich sehr einfach da-
durch regeln, indem der Gesetzgeber den Pa-

ragrafen 398 a der Abgabenordnung streicht. 
Dagegen sollten Nacherklärungen und Berich-

tigungen durch den Steuerzahler, die im Fi-

nanzamt Alltag seien, weiterhin möglich sein. 
„Oft ist dabei unklar, ob nur ein Versehen oder 

schon Absicht vorliegt“, erläuterte Eigenthaler. 
„In kleineren Fällen sollte deshalb die nach-

trägliche Ehrlichkeit anerkannt und nicht unnö-

tig bestraft werden.“ 
 

Als Folge des Prozesses gegen den Fußball-
Manager Uli Hoeneß prognostizierte Eigentha-

ler einen deutlichen Anstieg der Selbstanzei-

gen. „Viele Steuerhinterzieher hätten es vorher 
nicht für möglich gehalten, dass Hoeneß wirk-

lich hinter Gitter muss", sagte der DSTG-Chef 
am gleichen Tag der „Rheinischen Post“. „Nun 

sehen sie an diesem Urteil, dass auch für sie 

eine Haftstrafe im Bereich des Möglichen liegt. 
Das wird viele zum Umdenken zwingen.“ 

(15/11/14) 
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BSBD: Kein Promibonus für Hoeneß  
 
(dbb) Ulli Hoeneß kann nach Auffassung des Bundes der Straffvollzugsbediensteten 
Deutschlands (BSBD) im Gefängnis nicht auf Sonderbehandlungen aufgrund seiner Be-

kanntheit hoffen. „Im Gefängnis gibt es keinen Promibonus“, sagte der BSBD-Vorsitzende 
Anton Bachl am 14. März 2014 der Nachrichtenagentur dpa. 

 
Wie für jeden Häftling werde auch für Hoeneß 

ein Vollzugsplan erstellt, in dem die Fähigkei-
ten und Eignungen des Häftlings festgehalten 

werden. Anspruch auf einen speziellen Haft-
raum habe er nicht. Einen Anspruch auf eine 

Einzelzelle gibt es nicht. Dies wird in Bayern 

zwar für sämtliche Häftlinge angestrebt, hängt 
aber von der Belegung der jeweiligen Justiz-

vollzugsanstalt ab. Und hier ist die Lage im 
Freistaat ziemlich angespannt.“ Er gehe aber 

davon aus, dass Hoeneß eine Einzelzelle be-

kommen wird. 
 

Jeder Häftling in Bayern sei zur Arbeit ver-
pflichtete, außer es sprechen gesundheitliche 

Gründe dagegen oder der Häftling ist im Ren-

tenalter, so Bachl weiter. Über Möglichkeiten, 
in den offenen Vollzug zu kommen, entscheide 

das Anstaltsteam. Zur Frage einer vorzeitigen 
Haftentlassung sagte der BSBD-Vorsitzende: 

„Das hängt in erster Linie von dem Verhalten 

des Häftling ab. Möglich ist eine Haftentlas-
sung bereits nach der Hälfte der verbüßten 

Strafe. Das ist aber die absolute Ausnahme. 
Ich rechne eher damit, dass Her Hoeneß bei 

guter Führung nach zwei Jahren entlassen 

werden kann.“ 
(16/11/14) 

 
 

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Der dbb-Landesvorsitzende Ralf 

Roggenbuck und die stellvertretende Vor-
sitzende Kathrin Wiencek sind am 19. März 

2014 zu einem ersten Gespräch mit dem neu-
en Justizminister Helmuth Markov zusammen-

gekommen. Der Minister informierte darüber, 

dass er die Zahlen für die Personalbedarfspla-
nung im Justizbereich derzeit noch einmal 

überprüfen lasse und mit Ergebnissen erst im 
August zu rechnen sei. Beide Seiten vereinbar-

ten außerdem einen engen Dialog. Zudem soll 
ein weiteres Gespräch unter Teilnahme der 

Vorsitzenden der fünf Justizgewerkschaften 

und -verbände unter dem Dach des dbb statt-
finden, um fachspezifische Themen zu bespre-

chen. 
 

Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer 

(GDL) hat die Lokomotivführer und Zugbeglei-
ter am 20. März 2014 zu einem Arbeitskampf 

bei der Rostocker Straßenbahn AG (RSAG) 
aufgerufen. Schon bei den Arbeitskämpfen am 

24. Februar und 3. März kam es zu einem fast 
hundertprozentigen Stillstand auf den betrof-

fenen Linien. Der GDL-Bundesvorsitzende 

und dbb-Vize Claus Weselsky forderte die 
RSAG erneut auf, schnellstens ein akzeptables 

Angebot vorzulegen und die Fahrgäste nicht 

weiter in Mitleidenschaft zu ziehen: „Es liegt 
einzig an ihr, weitere Arbeitskämpfe zu verhin-

dern.“ 
 

Der Internationale Tag des Waldes am 21. 

März 2014 ist für den Bund deutscher 
Forstleute (BDF) gleichzeitig auch der Tag 

der Forstleute. Schon seit hunderten von Jah-
ren würden sie die Waldfläche vermehren und 

mehr denn je für vielfältige und wertvolle Wäl-
der sorgen. „Die Waldwüsten der Industrialisie-

rung sind passé. Wir haben heute leistungsfä-

hige und vielfältige Wälder. Die Forstleute 
arbeiten hart daran, diese auch fit für die Zu-

kunft zu machen“, so Hans Jacobs, Bundesvor-
sitzender des BDF. Die modernen Ökomanager 

können ihre wertvolle Arbeit für die Gesell-

schaft jedoch nur in einer hohen Qualität ablie-
fern, solange es genügend Personal gebe. 

 
Bei einem Treffen am 19. März 2014 haben 

der DSTG-Bundesvorsitzende und dbb-
Vize Thomas Eigenthaler und der neu ge-

wählte BDZ-Bundesvorsitzende Dieter 

Dewes ihren Willen zu einer engen Kooperati-
on zwischen beiden Fachgewerkschaften be-
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kräftigt. bei dem Meinungsaustausch ging es 
auch um die künftige Zusammenarbeit von 

DSTG und BDZ auf europäischer Ebene, wo 
beide Fachgewerkschaften der UFE (Union des 

Europäischen Finanzpersonals) angehören. 

Gewerkschaftsübergreifend sind vor allem in 
steuerpolitischen Fragen und im gewerkschaft-

lichen Vertretungsbereich des Bundesfinanzmi-
nisteriums, der Bundesoberbehörden der Bun-

desfinanzverwaltung sowie des Zentrums für 

Informationsverarbeitung und Informations-
technik (ZIVIT) Schnittmengen vorhanden. 

Darüber hinaus bestehen Berührungspunkte 
bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit und der 

Geldwäsche. 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

Die VBE-Bundesfrauenvorsitzende Jutta 
Endrusch hat mit Blick auf den Equal Pay Day 

am 21. März 2014 die Entgeltungleichheit zwi-
schen Frauen und Männern kritisiert: „Unver-

ändert erreichen Frauen erst 80 Tage später 

das Jahreseinkommen der männlichen Kolle-
gen.“ Auch im öffentlichen Dienst werde zu 

wenig gegen die drohende Armutsfalle für 
Frauen getan. „Viele Erzieherinnen und Lehre-

rinnen wählen aus persönlichen oder gesell-

schaftlichen Gründen die Teilzeitbeschäftigung 
mit all den negativen Folgen für die Altersver-

sorgung. Die Lebensarbeitszeit muss neu defi-
niert werden, um den unterschiedlichen Be-

rufsbiografien gerechter zu werden. Dazu ge-

hört auch, dass Teilzeitbeschäftigung nicht zur 
Kürzung von Anrechnungszeiten bei der Be-

rechnung von Renten und Pensionen führen 
darf“, so Endrusch. Allein im Kitabereich wür-

den fast ausschließlich Frauen arbeiten und 
zwei von drei Erzieherinnen seien in Teilzeit. 

Gleichzeitig stehe das pädagogische Personal 

in Kitas am unteren Ende der Einkommensska-
la. Auch beim Ausbau der Ganztagsschulen 

werde das Thema Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie für die Beschäftigten nicht berücksich-

tigt. 

(17/11/14) 
 


